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Vorbemerkung: 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen 
männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten 
gleichermaßen und diskriminierungsfrei für alle Geschlechter. 

Hinweis: Wenn im Rahmen dieser Bewerbungsbedingungen und der sonstigen Vergabeunterla-
gen von Bietern die Rede ist, sind Bietergemeinschaften ebenfalls gemeint, es sei denn, Unter-
scheidungen zwischen Bietern und Bietergemeinschaften werden ausdrücklich angesprochen. 

1. Allgemeines zum Vergabeverfahren 

1.1 Einleitung  

Die AOK Baden-Württemberg ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit paritätischer 
Selbstverwaltung von Versicherten- und Arbeitgebervertretern. Mit über 4,6 Mio. Versicher-
ten ist die AOK Baden-Württemberg Marktführer unter den gesetzlichen Krankenkassen in 
Baden-Württemberg. Sie ist mit 14 AOK-Bezirksdirektionen und ca. 170 AOK-
KundenCentern flächendeckend in Baden-Württemberg vertreten.  

1.2 Gegenstand der Ausschreibung 

Gegenstand der Ausschreibung ist die Erbringung von Leistungen der arbeitsmedizinischen 
(betriebsärztlichen) sowie der sicherheitstechnischen Betreuung (Arbeitssicherheit) auf Basis 
des Arbeitssicherheitsgesetzes (ASiG) i. V. m. der Unfallverhütungsvorschrift DGUV Vor-
schrift 2. 

Zu erbringen sind auch weitere, sonstige arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische Leis-
tungen, welche auf dem spezifischen Bedarf der Auftraggeberin beruhen. 

Im Einzelnen ergibt sich der Leistungsinhalt aus der Leistungsbeschreibung Anlage 2.1 dieser 
Vergabeunterlagen. 

Es ist für die Auftraggeberin von großer Wichtigkeit, sowohl die arbeitsmedizinische als auch 
die sicherheitstechnische Betreuung aus einer Hand zu erhalten, um auf diese Weise ein 
einheitliches und abgestimmtes System des Arbeitsschutzes zu haben. Da dieses flankiert 
werden soll von einem für Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz einheitlichen webba-
sierten Berichtswesen, wird die Leistung in einem Los vergeben. 

Weiter ist im Grundsatz unabdingbar die Betreuung der Mitarbeitenden der Auftraggeberin 
vor Ort an deren einzelnen Standorten. 

Der Auftragnehmer hat die Auftraggeberin in allen Fragen des Arbeitsschutzes sowie bei 
der Unfallverhütung entsprechend den gesetzlichen Vorgaben in der jeweils gültigen Fas-
sung zu unterstützen. 

Der Auftragnehmer wird eng mit der Koordinationsstelle des Geschäftsbereichs Arbeits- und 
Gesundheitsschutz der AOK-Hauptverwaltung und den AOK-Bezirksdirektionen zusam-
menarbeiten. 
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1.3 Losvergabe 

Eine losweise Vergabe findet nicht statt.  

1.4 Auftraggeberin; Kontaktstelle 

Auftraggeberin ist die AOK Baden-Württemberg. 

Die Anschrift lautet: 

AOK Baden-Württemberg  
Hauptverwaltung  
GB 9.03, Beschaffungsmanagement  
Presselstraße 19  
70191 Stuttgart 

Kontaktstelle/Ansprechpartner bei der AOK Baden-Württemberg für interessierte Leistungs-
erbringer während des Vergabeverfahrens sind:  

GB 9.03 Beschaffungsmanagement 
der AOK Baden-Württemberg 

über die DTVP Plattform 

Auskünfte und Antworten anderer Stellen sowie Auskünfte und Antworten, die außerhalb 
des dafür vorgesehenen Verfahrens gegeben werden, sind nicht verbindlich. 

Die schriftliche Kommunikation erfolgt ausschließlich über die E-Vergabeplattform 
DTVP. 

Auf die auf www.dtvp.de und www.aok.de/fk/tools/weitere-inhalte/ausschreibungen er-
schienene Vergabebekanntmachung wird verwiesen. 

1.5 Rechtlicher Rahmen/Wahl des Verfahrens 

Die Auftraggeberin ist als gesetzliche Krankenkasse öffentlicher Auftraggeber im Sinne 
des § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). 

Die Ausschreibung erfolgt im Wege des offenen Verfahrens (§ 119 Abs. 3 GWB, § 15 Abs. 
1 VgV) unter Beachtung der Vorschriften des Vierten Teils des GWB und der Vergabever-
ordnung (VgV). Es sind die derzeit geltenden Bestimmungen maßgeblich, auch wenn diese 
sich während des Verfahrens ändern sollten. 

1.6 Geheimhaltung/Geheimwettbewerb  

Die Vergabeunterlagen dürfen nur zur Erstellung eines Angebotes und ggf. zur Erfüllung 
des Auftrages verwendet werden. Jede Nutzung für andere Zwecke ist untersagt. Jede Ver-
öffentlichung (auch auszugsweise) ist nur mit ausdrücklicher schriftlicher Genehmigung der 
Auftraggeberin zulässig. Wird kein Angebot abgegeben, so sind die Vergabeunterlagen in 
eigener Zuständigkeit zu vernichten. 

Auch nach Beendigung der Angebotsphase haben alle Empfänger der Vergabeunterlagen 
über die bekannt gewordenen projektbezogenen Informationen Verschwiegenheit zu be-
wahren. Sie haben hierzu auch die bei der Erstellung des Angebotes beschäftigten Mitar-
beiter zu verpflichten. 

http://www.dtvp.de/
http://www.aok.de/fk/tools/weitere-inhalte/ausschreibungen
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Im Falle der Beteiligung von Unterauftragnehmern und/oder Bietergemeinschaften gelten 
diese Bestimmungen entsprechend. 

Die Auftraggeberin behandelt die eingehenden Angebotsunterlagen und die dazugehöri-
gen Unterlagen vertraulich und verwahrt sie sorgfältig. 

Es gilt das Gebot des Geheimwettbewerbs. Daher können Mitglieder einer Bietergemein-
schaft, wenn sie als solche ein Angebot abgegeben haben, nur dann zugleich auch als Ein-
zelbieter oder als Mitglied einer anderen Bietergemeinschaft an der Ausschreibung teilneh-
men (und umgekehrt), wenn sie mit dem Angebot jeweils nachweisen, „dass ihre Angebote 
jeweils völlig unabhängig voneinander formuliert worden sind und folglich eine Gefahr einer 
Beeinflussung des (Geheim-)Wettbewerbs unter Bietern nicht besteht“ (EuGH, Urt. v. 
23.12.2009 – Rs. C 376/08). Wird dieser Nachweis nicht zur Überzeugung der Auftragge-
berin erbracht, sind alle betroffenen Angebote auszuschließen. Bieter, die als Mitglied einer 
Bietergemeinschaft und als Einzelbieter teilnehmen, dürfen nicht darauf vertrauen, dass 
ihnen dieser Nachweis gelingt. Er dürfte praktisch nur sehr schwer zu führen sein.  

Verbundene Unternehmen werden gebeten, insbesondere den Beschluss des OLG Düssel-
dorf vom 13.04.2011 – VII-Verg 4/11 zu beachten. Die Bieter werden ferner gebeten, die 
Beschlüsse des OLG Düsseldorf vom 11.05.2011 – VII-Verg 1/11 und vom 30.05.2012 – VII-
Verg 1/11 zu beachten. Es wird generell auf die Rechtsprechung der Vergabenachprüfungs-
instanzen zum Gebot des Geheimwettbewerbs verwiesen. 

Klarstellend ist darauf hinzuweisen, dass das Gebot des Geheimwettbewerbs selbstver-
ständlich generell gilt (nicht nur im Zusammenhang mit Doppelbewerbungen als Bieter und 
Bietergemeinschaftsmitglied oder im Zusammenhang mit verbundenen Unternehmen). 

1.7 Nebenangebote  

Nebenangebote sind nicht zugelassen. 

1.8 Bietergemeinschaft 

Bietergemeinschaften sind zugelassen, soweit ihre Bildung durch die jeweiligen Mitglieder 
im Einzelfall rechtmäßig ist.  

Insoweit wird insbesondere auf die Rechtsprechung des OLG Düsseldorf (s. u.a. Beschluss 
vom 01.07.2015 – VII_Verg 17/15; Beschluss vom 09.11.2011 – VII-Verg 35/11) zur Wett-
bewerbswidrigkeit von Bietergemeinschaften hingewiesen, deren Mitglieder auch alleine in 
der Lage wären, ein Angebot abzugeben. Bietergemeinschaften müssen für den Fall der 
Auftragserteilung eine Rechtsform annehmen, die gewährleistet, dass alle ihre Mitglieder 
gesamtschuldnerisch für die Erfüllung der vertraglichen Pflichten haften. Sie haben in den 
Angeboten jeweils sämtliche Mitglieder der Bietergemeinschaft zu benennen. Bieterge-
meinschaften haben eines ihrer Mitglieder als bevollmächtigten Vertreter für das Vergabe-
verfahren, den Abschluss und die Durchführung des Vertrages zu benennen.  

 Die Bietergemeinschaftserklärung ist entsprechend auszufüllen. Jeder Bieter aus der Bie-
tergemeinschaft hat die Eigenerklärung Ausschlussgründe und Eigenerklärung zur 
Eignung und Zuverlässigkeit auszufüllen. Die unter Ziffer 2.3 genannten Eignungskrite-
rien und Nachweise muss die Bietergemeinschaft vorlegen.  
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1.9 Unterauftragnehmer 

Der Bieter hat die Teile des Auftrags, die er im Wege der Unterauftragsvergabe an Dritte zu 
vergeben beabsichtigt, sowie, falls zumutbar, die vorgesehenen Unterauftragnehmer zu be-
nennen. Hierzu hat er das Unterauftragnehmerverzeichnis auszufüllen und einzu-
reichen. 

Vom Unterauftragnehmer muss die Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer aus-
gefüllt werden.  

Die Auftraggeberin überprüft vor Erteilung des Zuschlags, ob Gründe für den Ausschluss 
des Unterauftragnehmers vorliegen. Bei Vorliegen zwingender Ausschlussgründe verlangt 
die Auftraggeberin die Ersetzung des Unterauftragnehmers. 

Die Auftraggeberin behält sich vor, weitere Nachweise und Unterlagen zu den Unterauf-
tragnehmern, die beauftragt werden sollen, von dem Bieter nachzufordern. 

1.10 Eignungsleihe 

Sofern ein Bieter zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen sowie der technischen 
und beruflichen Leistungsfähigkeit Kapazitäten anderer Unternehmen (z. B. Nachunterneh-
mer) im Wege der Eignungsleihe gemäß § 47 VgV in Anspruch nimmt, sind die entspre-
chenden Nachweise und Erklärungen zur Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 
sowie zur wirtschaftlichen, finanziellen, technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit 
auch für diese Unternehmen bereits mit dem Angebot vorzulegen. 

Sollten Drittunternehmen im Rahmen der Eignungsleihe durch den Bieter mit einbezogen 
werden, so ist die Erklärung Eignungsleihe ausgefüllt einzureichen.  

Das Drittunternehmen hat die Verpflichtungserklärung Eignungsleihgeber auszufüllen. 
Diese ist vom Bieter einzureichen. Ferner hat das Drittunternehmen seine wirtschaftliche 
und finanzielle sowie technische und berufliche Leistungsfähigkeit entsprechend der Maß-
gabe dieser Bewerbungsbedingungen mithilfe des entsprechenden Formblatts Eigenerklä-
rung Ausschlussgründe und Eigenerklärung zur Eignung und Zuverlässigkeit in dem 
Umfang nachzuweisen, in dem sich der Bieter auf dessen Leistung beruft.  

Bzgl. der Nachweise der erforderlichen beruflichen Leistungsfähigkeit, kann der Bieter die 
Kapazitäten und Leistungen des Drittunternehmens nur dann in Anspruch nehmen, wenn 
dieses auch die Leistungen erbringt, für die diese Kapazitäten benötigt werden.  

Die Erfüllung der Eignungskriterien des Drittunternehmens, dessen Kapazitäten der Bieter 
für die Erfüllung der Eignungskriterien nutzen möchte, sowie das Vorhandensein von Aus-
schlussgründen, werden im Rahmen der Eignungsprüfung überprüft. 

Nimmt ein Bieter die Kapazitäten eines anderen Unternehmens im Hinblick auf die erforder-
liche wirtschaftliche oder finanzielle Leistungsfähigkeit in Anspruch, so haften beide ge-
samtschuldnerisch entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe.  

1.11 Wettbewerbsbeschränkende Absprachen 

Bei hinreichenden Anhaltspunkten, dass der Bieter Vereinbarungen mit anderen Unterneh-
men getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbe-
werbs bezwecken oder bewirken, wird der Bieter von der Teilnahme am Vergabeverfahren 
ausgeschlossen (§ 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB).   
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Auf die Eigenerklärung zur Eignung und Zuverlässigkeit und die kartell- und wettbe-
werbsrechtlichen Beschränkungen für die Bildung von Bietergemeinschaften (vgl. insbeson-
dere OLG Düsseldorf, Beschlüsse vom 9. November 2011 – VII-Verg 35/11 und vom 11. 
November 2011/21. März 2012 – VII-Verg 92/11) wird hingewiesen. 

1.12 Hinweise für ausländische Bieter 

Für Bieter, die ihren Unternehmenssitz nicht in der Bundesrepublik Deutschland haben, gilt 
zusätzlich: 

Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen, ergänzend gelten die deutschen Rechts-
vorschriften. 

Ein Unternehmen, das noch nicht Mitglied in einer deutschen Berufsgenossenschaft ist, hat 
vor Erteilung des Auftrages nachzuweisen, dass es sich, soweit es auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland tätig wird, zur Berufsgenossenschaft angemeldet hat. 

Ein Unternehmen, dass in der Bundesrepublik Deutschland nur zeitlich befristet tätig wird 
und keine Personen beschäftigt, die ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben, muss die Anmeldung zum entsprechenden gesetzlichen Versicherungsträger seines 
Heimatlandes nachweisen. 

2. Angebotsphase  

2.1 Hinweise zur Angebotserstellung 

Vollständigkeit der Unterlagen; Unklarheiten und Anfragen 

Die interessierten Unternehmen haben die Vergabeunterlagen unverzüglich zu prüfen. Be-
stehen nach Auffassung eines Unternehmens Widersprüche oder Unklarheiten in den Un-
terlagen, sind derartige Fragen an die Vergabestelle über den Kommunikationsbereich der 
E-Vergabelösung unverzüglich mitzuteilen. Hierzu ist die kostenlose Registrierung des Un-
ternehmens auf www.dtvp.de erforderlich.  

Rechtzeitig gestellte Fragen werden bis spätestens 7 Tage vor Ablauf der Angebotsfrist be-
antwortet. Um allen Bietern eine angemessene Frist zur Bearbeitung der Angebote einzu-
räumen, werden Fragen, die nach dem 08.10.2026 bei der AOK Baden-Württemberg ein-
gehen, nicht mehr beantwortet. 

Die Identität des Fragestellers wird dabei nicht offenbart. Soweit die Fragen auf die Identität 
oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Fragestellers, die dieser ggf. in der Frage zu 
kennzeichnen hat, schließen lassen, werden die Fragen entsprechend anonymisiert.  

Auf der Internetseite www.dtvp.de werden im Kommunikationsbereich unter der jeweiligen 
Ausschreibung zeitnah Antwortlisten erstellt, die der Bieter ohne Registrierung einsehen 
kann und die er dort selbstständig herunterladen muss. Wir weisen darauf hin, dass der 
Bieter insoweit verpflichtet ist, sich regelmäßig zu informieren und die entsprechenden In-
formationen abzurufen. 

Fragen und Hinweise zu den Vergabeunterlagen und zum Gegenstand des Auftrages sind 
ausschließlich über das DTVP zu richten. Dies gilt auch, wenn die Frage oder der Hin-
weis zuvor schon in anderer Art und Weise übermittelt wurde.  

http://www.dtvp.de/
http://www.dtvp.de/
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Telefonische Anfragen sowie Auskünfte anderer Stellen werden aus Gründen der 
Gleichbehandlung nicht erteilt, sie wären – falls sie doch erteilt würden – nicht ver-
bindlich. 

2.2 Hinweise zur Einreichung der Angebote 

Angebotsfrist 

Die Frist für die Einreichung der Angebote endet am 

14.10.2026, 10:00 Uhr MEZ 

Form und Bestandteile der Angebote 

Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen. 

Der Bieter darf nur ein Angebot einreichen.  

Für das Angebot sind zwingend die von der Auftraggeberin im DTVP eingestellten Vordru-
cke zu verwenden. Das Angebot ist hinsichtlich aller seiner Bestandteile – soweit jeweils 
auf den Vordrucken und Formularen vorgesehen – in elektronischer Form (über die E-
Vergabeplattform DTVP) von dem Bieter/der Bietergemeinschaft vollständig und wahr-
heitsgemäß ausgefüllt einzureichen. 

Mit dem Angebot einzureichen sind: 

- das gezeichnete Angebotsblatt 

- Betreuungsvertrag  

- das gezeichnete Preisblatt 

- Bietergemeinschaftserklärung  
– falls beabsichtigt ist, eine Bietergemeinschaft zu bilden 

- Unterauftragnehmerverzeichnis  
– falls beabsichtigt ist, einen Unterauftragnehmer zu beauftragen 

- Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer  
– falls beabsichtigt ist, einen Unterauftragnehmer zu beauftragen 

- Eignungsleihe  
– falls beabsichtigt ist, eine Eignung zu leihen 

- Verpflichtungserklärung Eignungsleihgeber  
– falls beabsichtigt ist, eine Eignung zu leihen 

- Eigenerklärung Ausschlussgründe  

- Eigenerklärung zur Eignung und Zuverlässigkeit  

- Referenzen 

- Eigenerklärung Russland-Sanktionen 

- Verpflichtungserklärung Mindestentgelt 

- Verpflichtungserklärung AN-Entsendegesetz  
– falls der Auftrag vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz erfasst wird 
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- Unternehmensdarstellung in frei wählbarer Form 

- Auszug Berufs-/Handelsregister (nicht älter als 6 Monate) 

- Betreuungskonzept 

Betriebsarzt/-ärztin: 

- Für den/die benannten Betriebsarzt/-ärztin sowie der benannten Vertretung, die Befähi-
gung und Erlaubnis zur Berufsausübung 

- Approbation (nach der Approbationsordnung für Arzte, ÄApprO, nachgewiesen durch 
eine Urkunde in einfacher Fotokopie) 

- Arbeitsmedizinische Fachkunde (nachgewiesen durch Urkunde der Ärztekammer) 

Fachkraft für Arbeitssicherheit: 

- Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 

- Nachweis über die Befähigung als Sicherheitsingenieur/-in, Sicherheitstechniker/-in bzw. 
Sicherheitsmeister/-in (nachgewiesen durch eine Urkunde in einfacher Fotokopie) 

- Nachweis über die zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben erforderliche sicherheits-
technische Fachkunde (nachgewiesen durch Urkunde bzw. Zertifikat in einfacher Foto-
kopie), gemäß § 7 ASiG 

Die Angebote müssen alle geforderten Angaben und Erklärungen vollständig enthalten. Alle 
in den Preisblättern vorgesehenen Positionen sind zwingend auszufüllen. Enthält ein Ange-
bot unvollständig ausgefüllte Preisblätter, wird dieses vom Verfahren ausgeschlossen.  

Alle Preise sind in Euro, jeweils ohne Umsatzsteuer in den Preisblättern anzugeben. Einzel-
positionen, die kostenfrei gewährt werden, sind mit „0,00 EUR“ auszuweisen. Eine Nicht-
angabe oder ein Durchstreichen der betreffenden Positionen führt zum Ausschluss aus dem 
Vergabeverfahren. Skonti sind – falls im Preisblatt abgefragt – separat anzugeben, werden 
aber nicht bewertet.  

Die Eignungskriterien und die mit dem Angebot vorzulegenden Unterlagen (Eigenerklärun-
gen, Angaben, Bescheinigungen und sonstige Nachweise) zum Beleg des Vorliegens der 
Eignungskriterien und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ergeben sich aus der 
Vergabebekanntmachung.  

Als Beleg für die Erfüllung der Eignungskriterien und das Nichtvorliegen von Ausschluss-
gründen wird eine ausgefüllte Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) vorläufig ak-
zeptiert. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Auftraggeberin bei der Übermittlung der Einheitlichen 
Europäischen Eigenerklärung Bieter bzw. Bietergemeinschaften jederzeit während des Ver-
fahrens auffordern kann, sämtliche oder einen Teil der nach §§ 44 bis 49 VgV und ausweis-
lich der Bekanntmachung geforderten Unterlagen zum Beleg der Eignung beizubringen, 
wenn dies zur angemessenen Durchführung des Verfahrens erforderlich ist (§ 50 Abs. 2 
Satz 1 VgV). 

Auf § 50 Abs. 3 VgV wird verwiesen. 
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Die Auftraggeberin akzeptiert keine Gremienvorbehalte, sonstigen Vorbehalte und keine 
allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bieter. Angebote, die einen solchen Gremien- oder 
sonstigen Vorbehalt oder allgemeine Geschäftsbedingungen enthalten, werden ausge-
schlossen, da sie als Änderungen bzw. Ergänzungen an den Vertragsunterlagen behandelt 
werden (§ 57 Abs. 1 Nr. 4 VgV). 

Auf anderem Wege als nach Ziffern 2.1 und 2.2 übermittelte Angebote, insbesondere sol-
che per Telefax, E-Mail oder Fernschreiben, sind nicht zulässig und werden ausgeschlossen. 
Ebenso unzulässig und unbeachtlich ist eine Rücknahme oder Änderung eines Angebots per 
Telefax, E-Mail oder Fernschreiben. 

Angebote, die nach Ablauf der Angebotsfrist eingehen, werden ausgeschlossen, es sei 
denn, der verspätete Eingang ist durch Umstände verursacht worden, die nicht vom Bieter 
zu vertreten sind (§ 57 Abs. 1 Nr. 1 VgV). 

Angebote, für deren Wertung wesentliche Preisangaben fehlen, werden ausgeschlossen § 
57 Abs. 1 Nr. 5 VgV).  

Auf die weiteren Ausschlussgründe des § 57 Abs. 1 VgV wird verwiesen. 

Einreichung der Angebote 

Für die Abgabe der elektronischen Angebote müssen sich die Bieter auf www.dtvp.de re-
gistrieren. 

Sollten Sie Hilfe in Bezug auf die E-Vergabe-Lösung „DTVP“ benötigen, steht 
Ihnen der Support der cosinex GmbH unter der Rufnummer 0234/29879611 zur 
Verfügung. 

Änderungen, Berichtigungen, Rücknahme der Angebote 

Will der Bieter ein abgegebenes Angebot zurücknehmen oder ändern, hat er – vor Ablauf 
der Angebotsfrist – das abgegebene Angebot über die DTVP-Plattform zurückzuziehen. 

Will der Bieter ein geändertes Angebot abgeben, hat er dieses vor Ablauf der Angebots-
frist neu über die E-Vergabeplattform DTVP einzureichen. 

Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen müssen zweifelsfrei und alle Eintragungen 
dokumentenecht sein. Andernfalls muss das Angebot gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 3 VgV ausge-
schlossen werden. Soweit der Bieter Erläuterungen seines Angebots für erforderlich hält, 
hat er diese auf eigenen besonderen Anlagen beizufügen. In diesem Fall ist zweifelsfrei 
kenntlich zu machen, dass diese Bestandteil des Angebotes sind. Insbesondere sind auch 
die Anlagen in Textform zu unterzeichnen. 

Änderungen oder Ergänzungen an den Vertragsunterlagen der Auftraggeberin sind unzu-
lässig und führen zwingend zum Angebotsausschluss § 57 Abs. 1 Nr. 4 VgV).  

Vergütung für die Bearbeitung der Angebote 

Für die Erstellung des Angebots werden keine Vergütung und keine Kostenerstattung ge-
währt. 

2.3 Eignungskriterien 

Der Bieter hat seine Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachzuweisen. 
Die Eignungsvoraussetzungen werden im Rahmen der Ausschreibung geprüft.  

http://www.dtvp.de/
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Erklärungen und Nachweise, die bis zum Ablauf der Angebotsfrist nicht vorgelegt wur-
den, können von der Auftraggeberin bis zum Ablauf einer zu bestimmenden Nachfrist nach-
gefordert werden. Auf § 56 VgV wird verwiesen. 

Zum Nachweis der Eignung sind mit dem Angebot vorzulegen: 

Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 

• Angaben zur Eintragung in das Berufsregister und zur Berufsgenossenschaft ihres 
Sitzes oder Wohnsitzes (Eigenerklärung zur Eignung und Zuverlässigkeit (§ 43 
– 45 VgV)) 

• Auszug Berufs-/Handelsregister nicht älter als 6 Monate 

• Betreuungskonzept 

Betriebsärzt/-ärztin: 

• Für den/die benannten Betriebsarzt/-ärztin sowie der benannten Vertretung, die Be-
fähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 

• Approbation (nach der Approbationsordnung für Arzte, ÄApprO, nachgewiesen 
durch eine Urkunde in einfacher Fotokopie) 

• Arbeitsmedizinische Fachkunde (nachgewiesen durch Urkunde der Ärztekammer) 

Fachkraft für Arbeitssicherheit: 

• Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 

• Nachweis über die Befähigung als Sicherheitsingenieur/-in, Sicherheitstechniker/-in 
bzw. Sicherheitsmeister/-in (nachgewiesen durch eine Urkunde in einfacher Fotoko-
pie) 

• Nachweis über die zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben erforderliche sicher-
heitstechnische Fachkunde (nachgewiesen durch Urkunde bzw. Zertifikat in einfa-
cher Fotokopie), gemäß § 7 ASiG 

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 

• Eigenerklärung zur Berufs-/Betriebshaftpflichtversicherung (Eigenerklärung zur 
Eignung und Zuverlässigkeit) 

• Der Bieter muss zur Sicherstellung der wirtschaftlichen Stabilität und Leistungsfähig-
keit für die letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre (2023, 2024, 2025) einen 
Jahresumsatz für die Arbeitssicherheit von mindestens 400.000 Euro netto 
und für den Gesundheitsschutz mindestens 600.000 Euro netto Dieser Mindes-
tumsatz dient als Indikator für die wirtschaftliche Substanz und Zuverlässigkeit des 
Bieters sowie dessen Fähigkeit, Projekte des geforderten Umfangs verlässlich abwi-
ckeln zu können. 

• (Eigenerklärung zur Eignung und Zuverlässigkeit) 
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Technische und berufliche Leistungsfähigkeit 

• Referenzen (Formblatt Referenzen)  

Es muss mindestens ein Referenzprojekt aus den letzten drei Kalenderjahren aufgeführt 
werden, die in Art und Umfang, mit dem hier zu vergebenden Auftrag vergleichbar sind. 

• Zertifizierungen 

Zertifizierung nach DIN EN ISO 9001 oder vergleichbar 

Zertifizierung nach ISO 45001 oder vergleichbar 

Zertifizierung nach ISO/IEC27001 oder vergleichbar 

Zertifizierung nach DIN SPEC91020 oder vergleichbar 

2.4 Öffnung der Angebote 

Zur Öffnung der Angebote sind Bieter nicht zugelassen (§ 55 Abs. 2 Satz 2 VgV). 

2.5 Prüfung und Wertung der Angebote 

Die Bewertung der Angebote erfolgt unter Beachtung des §§ 56 ff. VgV in einem vierstufi-
gen Verfahren. Die vier Stufen der Angebotswertung sind: 

• Formelle Prüfung der Angebote (§§ 56 ff. VgV), 

• Eignungsprüfung (§ 122 GWB), 

• Prüfung der Angemessenheit der Preise (§ 60 VgV),  

• Wirtschaftlichkeitsbewertung (§ 127 GWB, § 58 VgV). 

Die AOK Baden-Württemberg stellt ergänzend hierzu bereits jetzt im Hinblick auf 
eine möglicherweise erforderlich werdende Preisprüfung gemäß § 60 VgV folgen-
des klar:  

Von Bietern, deren Angebot im Verhältnis zu der zu erbringenden Leistung ungewöhnlich 
niedrig erscheint und deren Angebot im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsbewertung ernst-
hafte Chancen auf den Zuschlag hat, wird die AOK Baden-Württemberg Aufklärung verlan-
gen. Hierzu wird eine kurze Frist zur Stellungnahme gesetzt werden. Stellungnahmen, die 
nach Ablauf dieser Frist eingehen, bleiben unberücksichtigt.  

Das Kriterium der Auskömmlichkeit bezieht sich dabei nur auf die Gesamtheit der Preise 
und nicht auf die Einzelpreise. Für diese einzelnen Preise gilt das Erfordernis der Auskömm-
lichkeit also nicht isoliert, sofern das Angebot insgesamt auskömmlich kalkuliert ist. 

Die AOK geht davon aus, dass ein Angebot dann unauskömmlich ist und ein Unterkosten-
angebot darstellt, wenn der Erlös, der dem Bieter durch den Vertrag voraussichtlich zuflie-
ßen wird, unterhalb der Selbstkosten liegt, die dem Bieter durch den Vertrag voraussichtlich 
entstehen werden.  
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Als Selbstkosten sind dabei die nach den Leitsätzen für die Preisermittlung auf Grund von 
Selbstkosten (Anlage zur Verordnung PR Nr. 30/53 vom 21. November 1953, BAnz. 1953 
Nr. 244, zuletzt geändert durch Art. 289 V v. 25.11.2003, BGBl. I, S. 2304) ermittelten 
Selbstkosten ohne Berücksichtigung des kalkulatorischen Gewinns zu verstehen. Die Leit-
sätze für die Preisermittlung auf Grund von Selbstkosten können u. a. im Internet unter der 
Adresse http://www.gesetze-im-internet.de/preisls/ abgerufen werden. 

3. Zuschlagsphase  

3.1 Zuschlagskriterien 

• Der Zuschlag erfolgt ausschließlich schriftlich über das DTVP, Nebenabsprachen haben 
keinerlei Gültigkeit.  

• Nach Öffnung werden die Unterlagen geprüft, ob sie die geforderten Kriterien erfüllen, 
bzw. vollständig sind.  

Die Gewichtung der Zuschlagskriterien liegt bei 40% Preis und 60% Qualität. 

Weitere Hinweise können Anlage 4 der Vergabeunterlagen „Zuschlagskriterien und de-
ren Gewichtung“ entnommen werden.  

3.2 Zuschlags- und Bindefrist 

Die Zuschlags- und Bindefrist endet mit Ablauf des 

30.04.2027 

Die Bieter sind bis zum Ablauf dieser Frist an ihre Angebote gebunden. 

3.3 Abruf des Wettbewerbsregisterauszuges 

Ein öffentlicher Auftraggeber nach § 99 GWB ist verpflichtet, vor der Erteilung des Zu-
schlags in einem Verfahren über die Vergabe öffentlicher Aufträge mit einem geschätzten 
Auftragswert ab 50.000 Euro ohne Umsatzsteuer bei der Registerbehörde abzufragen, ob 
im Wettbewerbsregister Eintragungen zu demjenigen Bieter/Bietergemeinschaft, an den die 
Auftraggeberin den Auftrag zu vergeben beabsichtigt, gespeichert sind. Die Auftraggeberin 
behält sich das Recht vor, auch unterhalb der genannten Wertgrenze (50.000 EUR/netto) 
eine Abfrage bei der Registerbehörde durchzuführen.   

3.4 Mitteilung über vergebene Aufträge 

Eine Information der Bieter bei Nichtberücksichtigung ihrer Angebote erfolgt nach Maß-
gabe von § 134 Abs. 1 GWB. Die Vorabinformationen gemäß § 134 GWB werden den 
Bietern über den Kommunikationsbereich der Vergabeplattform DTVP zugänglich ge-
macht. 

Der Bieter erhält von der Vergabeplattform eine Hinweismail an die bei der Registrierung 
für die Vergabeplattform hinterlegte E-Mail-Adresse mit dem Betreff der eingestellten 
Nachricht, sobald die Auftraggeberin eine Nachricht für den jeweiligen Bieter einstellt.  

Nach Ablauf der 10-Tages-Frist gem. § 134 Abs. 2 Satz 2 GWB wird der Zuschlag erteilt.  

Eine etwaige Aufhebung des Vergabeverfahrens (ganz oder teilweise) wird den Bietern 
schriftlich gemäß § 63 VgV mitgeteilt. 

http://www.gesetze-im-internet.de/preisls/
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Mit der Abgabe seines Angebots erklärt sich der Bieter damit einverstanden, dass im Falle 
der Zuschlagserteilung auf sein Angebot und unter den Voraussetzungen des § 39 VgV die 
Auftraggeberin dem Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union Mitteilung über 
die Auftragsvergabe macht. Sofern Gründe geltend gemacht werden, die gegen eine Be-
kanntmachung sprechen, entscheidet die Auftraggeberin hierüber nach pflichtgemäßem 
Ermessen (§ 39 Abs. 6 VgV). Die Auftraggeberin übermittelt dem Bieter im Falle des Zu-
schlags ein Zuschlagsschreiben über das DTVP und im Nachgang dazu per Post ein gegen-
gezeichnetes Exemplar des zugehörigen Vertrages samt Anhängen.  

4. Rechtliche Hinweise 

4.1 Hinweise zur Rügepflicht 

Erkennt ein am Auftrag interessierter Unternehmer einen Verstoß gegen Vergabevorschrif-
ten im vorliegenden Vergabeverfahren, hat er dies gegenüber der unter Punkt 1.1 genann-
ten Vergabestelle (Kontaktstelle) unverzüglich zu rügen. Unabhängig davon müssen Ver-
stöße gegen Vergabevorschriften, die bereits aufgrund der Bekanntmachung erkennbar 
sind, bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung genannten Frist zur Angebotsabgabe, d. 
h. bis zum Ablauf des 14.10.2026, 10:00 Uhr, gegenüber der Vergabestelle gerügt werden. 
Verstößt ein Unternehmer gegen diese Obliegenheiten, ist ein Antrag auf Nachprüfung ge-
mäß § 160 Abs. 3 GWB unzulässig. 

4.2 Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein  
(§ 160 Abs. 1 GWB). 

Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem öffentlichen Auftrag oder 
der Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Abs. 6 GWB durch 
Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass dem 
Unternehmen durch die behauptete Verletzung der Vergabevorschriften ein Schaden ent-
standen ist oder zu entstehen droht (§ 160 Abs. 2 GWB). 

Der Antrag ist unzulässig, soweit  

• der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Ein-
reichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber der Auftraggeberin nicht in-
nerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 
Abs. 2 GWB bleibt unberührt, 

• Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar 
sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur 
Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber der Auftraggeberin gerügt werden, 

• Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar 
sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsab-
gabe gegenüber der Auftraggeberin gerügt werden, 

• mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung der Auftraggeberin, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind (§ 160 Abs. 3 GWB). 
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4.3 Vergabekammer/Nachprüfungsverfahren 

Zuständige Stelle für Nachprüfungsverfahren ist das 

Bundeskartellamt 

Kaiser-Friedrich-Str. 16 

53113 Bonn 

Tel.: +49 (0) 228-9499-0 

E-Mail: vk@bundeskartellamt.bund.de  

Für Amtshandlungen der Vergabekammern werden Kosten (Gebühren und Auslagen) zur 
Deckung des Verwaltungsaufwandes erhoben (§ 182 GWB).  

Die Auftraggeberin ist bei Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens verpflichtet, die Verga-
beakten sofort der Vergabekammer zur Verfügung zu stellen (§ 163 Abs. 2 Satz 4 GWB). 
Bei der Durchführung eines Nachprüfungsverfahrens nach §§ 160 ff. GWB haben alle Ver-
fahrensbeteiligten grundsätzlich ein Akteneinsichtsrecht nach § 165 Abs. 1 GWB. Daher hat 
jeder Bieter mit der konkreten Möglichkeit zu rechnen, dass sein Angebot mit allen wesent-
lichen Bestandteilen, soweit es sich in den Vergabeakten der Auftraggeberin befindet, von 
den Verfahrensbeteiligten bei der Vergabekammer eingesehen wird. Es liegt somit im eige-
nen Interesse eines jeden Bieters, schon in seinem Angebot auf wichtige Gründe, die nach 
§ 165 Abs. 3 GWB die Vergabekammer veranlassen, die Einsicht in die Akten zu versagen, 
insbesondere auf Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse hinzuweisen und diese in seinen An-
gebotsunterlagen kenntlich zu machen.  

Auch nach Beendigung der Angebotsphase haben alle Empfänger der Vergabeunterlagen 
über die bekannt gewordenen projektbezogenen Informationen Verschwiegenheit zu be-
wahren. Sie haben hierzu auch die bei der Erstellung des Angebotes beschäftigten Mitar-
beiter zu verpflichten. 

Im Falle der Beteiligung von Nach- oder Drittunternehmern gelten diese Bestimmungen ent-
sprechend. 

  

mailto:vk@bundeskartellamt.bund.de
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5. Sonstiges 

5.1 Termine und Fristen im Überblick 

 

Einstellung der Bekanntmachung: 14.09.2026 

Bieterfragen können bis 08.10.2026 
über die E-Vergabeplattform DTVP eingereicht werden  

Abgabefrist für das Angebot: 14.10.2026; 10:00 Uhr 

Bekanntgabe der Vergabeentscheidung gemäß § 134 GWB: 04.11.2026 

Zuschlagserteilung : 16.11.2026 

Bindefrist des Angebotes: 30.04.2027 

Vertragsbeginn: 01.04.2027 

Die genannten Termine sind nicht verbindlich und dienen nur als Richtwert.  
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5.2 Anlagenverzeichnis 

Die folgenden Anlagen sind Bestandteil dieser Bewerbungsbedingungen: 

Anlage 1   Angebotsblatt  

Anlage 2 Betreuungsvertrag 

Anlage 2.1 Leistungsbeschreibung  

Anlage 2.2 Objektliste 

Anlage 2.3  Preisblatt  

Anlage 3  Zuschlagskriterien und deren Gewichtung 

Anlage 4  Bietergemeinschaftserklärung 

Anlage 5   Unterauftragnehmerverzeichnis 

Anlage 5.1  Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer 

Anlage 6  Eignungsleihe 

Anlage 6.1  Verpflichtungserklärung Eignungsleihgeber 

Anlage 7  Eigenerklärung Ausschlussgründe 

Anlage 8  Eigenerklärung zur Eignung und Zuverlässigkeit 

Anlage 9  Referenzen 

Anlage 10  Eigenerklärung Russland-Sanktionen 

Anlage 11  Datenschutzerklärung 

Anlage 12  Merkblatt LTMG 

Anlage 12.1 Verpflichtungserklärung Mindestentgelt 

Anlage 12.2 Verpflichtungserklärung AN-Entsendegesetz 

 


